
Gesetzliche Mindestvoraussetzungen und Empfehlungen

Stellung-
nahme 1

Bedarf, der durch budgetfähige
Leistungen und unter Berück-
sichtigung der Wunsch- und

Wahlrechte gedeckt werden kann

Höhe des
Persönlichen

Budgets als Geldleistung
oder durch Gutscheine

Individuelle
Förder- und

Leistungsziele

Regelungen
zur Nachweis-

erbringung

Qualitäts-
sicherung

Beratung
und

Unterstützung
(empfohlen)

Inhalte
der

Zielvereinbarung

Beratungs- und
Unterstützungs-

bedarf

Stellung-
nahme 2

Stellung-
nahme 3

Träger-
übergreifendes

Bedarfsfeststellungs-
verfahren

Trägerübergreifendes 
Bedarfsfeststellungsverfahren



Trägerübergreifendes 
Bedarfsfeststellungsverfahren

Zusammensetzung

Antrag stellende
Person

(eventuell mit
gesetzlichem Betreuer)

Person
ihrer
Wahl

(Option)

Beautragter
Leistungs-

träger

Beteiligter
Leistungs-

träger 1
(falls erforderlich)

Beteiligter
Leistungs-

träger 2
(falls erforderlich)

Teilnehmer am
trägerübergreifenden

Bedarfsfeststellungsverfahren



Zielvereinbarung - Inhalte

Gesetzliche Mindestvoraussetzungen
Individuelle Förder- und Leistungsziele 
Regelungen zur Nachweiserbringung
Qualitätssicherung

Empfohlene Ergänzungen
Beratung und Unterstützung



Zielvereinbarung

Partner: Antrag stellende Person und Beauftragter 
Zeitpunkt: Nach Vorliegen der Stellungnahmen während 
des trägerübergreifenden Bedarfsfeststellungsverfahrens 
und vor Erlass des Gesamtverwaltungsaktes (GVA).
Dauer: Entspricht dem Bewilligungszeitraum des PB. 
Abweichungen möglich.
Kündigung: Für Antrag stellende Person aus wichtigem 
Grund (z.B. durch die persönliche Lebenssituation) mit 
sofortiger Wirkung möglich. Für Beauftragten, falls 
Vereinbarungen z.B. hinsichtlich Nachweisen zur 
Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht 
eingehalten werden. Führt jeweils zur Aufhebung des GVA.


